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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Mittelstandsfragen 

(15. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zur Sicherung des Steinkohlenabsatzes in der 
Elektrizitätswirtschaft 

— Drucksache V/679 — 


A. Bericht des Abgeordneten Schmitt (Lockweiler) 


I. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung des 
Steinkohlenabsatzes in der Elektrizitätswirtschaft 
wurde im Bundestag am 16. Juni 1966 in erster 
Lesung beraten und dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen und dem Haushaltsausschuß 
mitberatend und nach § 96 Geschäftsordnung über- 
wiesen. Beide Ausschüsse haben die Vorlagen bera- 
ten und sind zu übereinstimmenden Ergebnissen 
gekommen. 

II. 

Den Ausschußberatungen wurde der Entwurf in 
der Fassung der Gegenäußerung der Bundesregie- 
rung zur Stellungnahme des Bundesrates zugrunde 
gelegt. Im Hinblick auf die Eilbedürftikeit aller 
Maßnahmen, die die Umstrukturierung im Stein- 
kohlenbergbau erleichtern, hat der Ausschuß für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen auf eine allge- 
meine Anhörung der Verbände verzichtet und auf 
schriftliche Äußerungen zurückgegriffen. Der Aus- 
schuß hat im Grundsatz die von der Bundesregie- 
rung vorgeschlagenen Maßnahmen anerkannt, hat 
aber Wert auf den Hinweis gelegt, daß einseitige 
Maßnahmen zur Sicherung des Kohleabsatzes in 
der Elektrizitätswirtschaft unzureichend seien, wenn 
nicht alsibald entsprechende Maßnahmen zur Lösung 
des Koks/Kohle-Proiblems ergriffen werden. Der 
Ausschuß hat jedoch in diesem Zeitpunkt Verständ- 
nis dafür gehabt, daß zunächst das Ergebnis der 
z. Z. in Luxemburg laufenden Verhandlungen abge- 
wartet werden muß, ehe weitere Lösungsmöglich- 
keiten im einzelnen im Parlament geprüft werden 
können. 

Der Grundgedanke des § 1, daß nämlich der 
Mehrverbrauch an Steinkohle in bestehenden und 


in neuen Kraftwerken durch die Gewährung von 
Zuschüssen so verbilligt wird, daß dabei keine 
höheren Kosten als beim Einsatz von Heizöl ent- 
stehen, hat die allgemeine Zustimmung im Aus- 
schuß gefunden. Der Ausschuß hat im einzelnen 
sehr eingehend geprüft, 

a) ob ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der 
Zuschüsse im Gesetz verankert werden soll und 

b) ob die Zuschüsse pauschal und nach Frachtzonen 
gestaffelt festgelegt werden sollen. 

Eine solche Regelung wurde von einer Minder- 
heit im Ausschuß befürwortet, um 

a) das Ermessen des Bundesamtes für gewerbliche 
Wirtschaft bei der Festsetzung der Zuschüsse 
eng zu begrenzen, 

b) den Kraftwerkunternehmen eine sichere Kalku- 
lationsbasis zu geben. 

Weiter wurde befürchtet, daß das in der Vorlage 
vorgesehene Verfahren lenkend in die Wirtschaft 
eingreifen würde, denn die Bindung der Zuschüsse 
an jährliche Etat-Mittel erfordere zusätzlich die 
Einführung einer Gienehmigungspflicht für den Heiz- 
öleinsatz in Kraftwerken. Die Mehrheit des Aus- 
schusses folgte dagegen den Vorschlägen der Regie- 
rung, obgleich sie bedauerte, daß in einem gewis- 
sen Umfang lenkend in die Wirtschaft eingegriffen 
werden müsse. Diese Bedenken glaubten sie jedoch 
zurückstellen zu müssen, um das erstrebte Ziel, 
den Absatz des deutschen Steinkohlenbergbaues zu 
stabilisieren und damit die soziale Lage der im 
Bergbau Tätigen zu sichern, durchzusetzen. Diese 
Mehrheit weist im übrigen darauf hin, daß bei die- 
ser Lösung wie bei jeder anderen Lösung die 
Finanzkraft des Bundes zu berücksichtigen ist. Im 
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einzelnen wurde gegen den Wunsch, einen Rechts- | 
anspruch auf Zuschüsse nach den Vorschlägen des i 
Bundesrates festzulegen, entgegengehalten: 

1. Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft ist 
in seinen Entscheidungen gemäß § 1 in der Aus- 
übung seines Ermessens gebunden. 

2. Jedes Kraftwerkunternehmen kann sich früh- 
zeitig vom Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft den Zuschuß dem Grunde nach Zusagen 
lassen. Hat es diese Zusage erhalten, besteht 
ein Rechtsanspruch auf die Gewährung der Zu- 
schüsse. Diese Zusage bietet auch eine sichere 
Kalkulationsbasis für die Unternehmen, da die 
Maßstäbe angegeben und erläutert werden, die 
bei der Festsetzung der Höhe des Zuschusses 
bestimmend sein werden. 

3. Die Pauschalierung und Staffelung nach Fracht- 
zonen erfordert einen höheren Mitteleinsatz, 
denn die Pauschale wird jeweils nach dem 
schlechtesten Standort innerhalb einer Zone be- 
rechnet werden müssen mit der Folge, daß die 
günstiger gelegenen Betriebe „über-subven- 
tionierU werden. Eine Berechnung nach Mittel- 
werten hätte die Folge, daß Kraftwerke nur noch 
im günstigen Zuschußteil der Zone errichtet bzw. 
betrieben werden und an den anderen Stand- 
orten der Öleinsatz genehmigt werden müßte. 

4. Schließlich setzen die jährlichen Etat-Mittel 
einerseits und das Ziel des Gesetzes andererseits, 
einen bestimmten Anteil an Steinkohle in Elek- 
trizitätswerken einzusetzen, Grenzen. Eine ge- 
setzliche Fixierung der Zuschüsse der Höhe nach 
hätte zur Folge, daß entweder die Ansätze im 
Haushalt überschritten werden oder aber, daß 
der Einsatz von Steinkohle in Kraftwerken in 
der gewünschten Menge nicht verwirklicht wer- 
den kann. 

Aus diesen Erwägungen hat die Mehrheit des 
Ausschusses dem Berechnungsverfahren nach den 
Vorschlägen der Bundesregierung zugestimmt. Folge 
diese Zustimmung war auch die Billigung des 
§ 2, der einen Genehmigungsvorbehalt für den 
Einsatz von Heizöl in Kraftwerken vorsieht. Die ^ 
Mehrheit vermochte dieser Vorschrift um so eher 
zuzustimmen, als gegenüber der ursprünglichen 
Vorlage jetzt die Gültigkeitsdauer des Genehmi- 
gungsvorbehalts auf die Zeit begrenzt wurde, wäh- 
rend derer den Kraftwerken für den Einsatz von 
Steinkohle Zuschüsse gewährt werden. Weiter 
wurde ausdrücklich in § 2 klargestellt, daß die Ge- 
nehmigung des Einsatzes von Heizöl in neuen Kraft- 
werken dann zu erteilen ist, wenn die Zuschüsse 
nicht ausreichen, um die durch den Einsatz von 
Steinkohle entstehenden Mehrkosten auszugleichen. 

Sehr eingehend hat der Ausschuß die Anregung 
des Bundesrates, der die Regierung in ihrer Gegen- 
äußerung zugestimmt hat, erörtert, wonach Kraft- 
werken des Steinkohlenbergbaues, die in der Nähe 


der Lagerstätte errichtet werden, Zuschüsse für den 
Transport von Strom in Gebiete außerhalb der 
Reviere gewährt werden sollen. Diese Anregung 
wurde im Ausschuß als Antrag übernommen mit 
dem Hinweis darauf, daß in diesen Zechenkraft- 
werken in erster Linie sog. Ballastkohle, deren 
Transport wegen ihres hohen Gehaltes an nicht 
brennbarem Gestein unwirtschaftlich ist, zum Ein- 
satz kommt. 

Ballastkohle fällt bei der Förderung zwangsläufig 
an und wird mit zunehmender Mechanisierung des 
Bergbaues einen immer größeren Anteil an der 
Gesamtfördermenge haben. Diese Kohle kann, so- 
fern sie nicht in unmittelbarer Zechennähe ver- 
braucht wird, nur auf Halden genommen werden 
und würde damit die Ergebnisrechnung des Berg- 
baues negativ beeinflussen. Dem Antrag, den Strom- 
transport in die Zuschußregelung einzubeziehen, lag 
auch der Gedanke zugrunde, daß durch die Berück- 
sichtigung der Frachtkosten bei der Berechnung der 
Zuschüsse die natürlichen Standortvorteile der 
Zechenkraftwerkwirtschaft auf die Dauer aufgeho- 
ben werden. Durch diese Regelung soll erreicht 
werden, daß die derzeitigen Standorte beibehalten 
werden. Demgegenüber befürchteten Vertreter re- 
vierferner Länder eine Benachteiligung ihrer Elek- 
trizitätswirtschaft und eine Zusammenballung der 
Elektrizitätserzeugung im Ruhrgebiet. Weiter wurde 
gegen diesen Antrag eingewandt, daß möglicher- 
weise der Stromtransport teurer sei als der Trans- 
port von Kohle über Bahn und Wasser und daß eine 
Bezuschussung des Stromtransportes den Bau zu- 
sätzlicher Leitungen erfordere, während das Bahn- 
und Wassernetz ausreiche und nicht voll aus gelastet 
sei. Die Bezuschussung des Stromtransportes könnte 
also in diesem Fall eine unwirtschaftliche Maß- 
nahme darstellen und zu Fehlinvestitionen führen. 
Der Antrag wurde im Ausschuß abgelehnt. 

III. 

Im einzelnen empfiehlt der Ausschuß die folgen- 
den Änderungen: 

1. ln § 1 Abs. 1 soll ein Zusatz eingefügt werden, 
der sicherstellt, daß das Kraftwerk in Hausham 
der Bayerischen Berg-, Hütten- und Salzwerke- 
AG München Zuschüsse wie ein neu errichtetes 
Kraftwerk für den Einsatz von Pechkohle, die 
in der Grube Peißenberg gefördert wird, erhält. 
(Das Kraftwerk in Hausham braucht jährlich 
90 000 t Pechkohle. Die Zuschüsse hierfür würden 
2,7 Mio DM erfordern.) 

2. Der Genehmigungszwang für den Einsatz von 
Heizöl soll nicht gelten für sogenannte Klein- 
anlagen. Deshalb wurde in § 2 Abs. 2 Nr. 1 in 
einem neuen Buchstaben c klargestellt, daß der 
Genehmigungsvorbehalt für den Einsatz von 
Heizöl in Kraftwerken mit einer Nennleistung 
unter zehn Megawatt nicht gilt. 


Bonn, den 22. Juni 1966 

Schmitt (Lockweiler) 

Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/753 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache V/679 — in 
der nachstehenden Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird gebeten, zwei Jahre 
nach Inkrafttreten des Gesetzes die Zweckmäßig- 
keit der Maßnahmen nach diesem Gesetz zu 
überprüfen uno' dem Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen über das Ergebnis zu 
berichten. 


Bonn, den 22. Juni 1966 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Schmitt (Lockweiler) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 15. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Sicherung des Steinkohleneinsatzes 
in der Elektrizitätswirtschaft 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

(1) Zur Erhaltung eines angemessenen Anteils 
der Gemeinschaftskohle an der Erzeugung elek- 
trischer Energie, der bis zum 31. Dezember 1960 in 
Höhe von annähernd 50 vom Hundert gehalten wer- 
den soll, kann dem nach Absatz 5 Antragsberech- 
tigten ein Zuschuß zu den Kosten der Gemein- 
schaftskohle gewährt werden, die 

1. in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb genom- 
menen Kraftwerken eines Unternehmens 
bis zum 30. Juni 1976 über die Referenz- 
menge hinaus, 

2. in neu errichteten Kraftwerken oder lei- 
stungssteigernden Anlagen eines Kraft- 
werkes, die in der Zeit vom 1. Juli 1966 
bis zum 30. Juni 1971 in Betrieb genom- 
men werden, 

eingesetzt wird. Nummer 2 findet auch Anwendung 
auf das derzeit von der Bayerischen Berg-, Hütten- 
und Salzwerke-AG München in Hausham (Obb.) 
betriebene Pechkohlenkraftwerk mit der Maßgabe, 
daß das Kraftwerk als zum 1. Juli 1966 in Betrieb 
genommen gilt. 

(2) Gemeinschaftskohle im Sinne dieses Gesetzes 
ist die im Bereich der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl gewonnene Steinkohle und 
Pechkohle sowie Braunkohle mit einem Anteil an 
Tiefbaubraunkohle von mindestens 25 vom Hun- 
dert. Referenzmenge im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 
ist die in allen Kraftwerken eines Unternehmens 
in der Zeit vom 1. Januar 1965 bis zum 31. Dezem- 
ber 1965 insgesamt eingesetzte Menge an Gemein- 
schaftskohle. Sind Kraftwerke eines Unternehmens 
erst nach dem 1. Januar 1965 in Betrieb genommen 
worden, so wird als Referenzmenge diejenige 
Menge an Gemeinschaftskohle festgesetzt, die mut- 
maßlich eingesetzt worden wäre, wenn diese Kraft- 
werke bereits am 1. Januar 1965 betrieben worden 
wären. 

(3) Der Zuschuß nach Absatz 1 Nr. 2 wird nur 
für diejenigen Betriebsjahre gewährt, in denen in 
den neuen Anlagen ausschließlich Gemeinschafts- 


kohle eingesetzt worden ist, höchstens jedoch bis 
zum Ablauf des Kalenderjahres, in dem das zehnte 
Betriebsjahr endet. Der Gewährung eines Zuschus- 
ses steht es nicht entgegen, daß neben diesem 
Brennstoff auch Müll oder sonstige Abfälle ver- 
brannt oder in einem technisch unvermeidbaren 
Maße zu Zündzwecken oder zur Stützfeuerung oder 
vorübergehend ausschließlich aus Gründen der Luft- 
reinhaltung aufgrund behördlicher Anordnung an- 
dere Brennstoffe eingesetzt werden. 

(4) Bei der Festsetzung des Zuschusses sind die 
Umstände des Einzelfalls, insbesondere die durch 
den Einsatz von Gemeinschaftskohle anstelle von 
Heizöl entstehenden Mehrkosten unter Anrechnung 
der ausnutzbaren steuerlichen Vorteile aufgrund des 
Gesetzes zur Förderung der Verwendung von Stein- 
kohle in Kraftwerken vom 12. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 777) zu berücksichtigen. 

(5) Die Entscheidung nach Absatz 1 und Ab- 
satz 2 Satz 3 trifft das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft. Anträge auf Gewährung eines Zuschus- 
ses sind schriftlich innerhalb von drei Monaten 
nach Ablauf jeden Kalenderjahres, in welchem die 
in Absatz 1 bezeichneten Voraussetzungen Vor- 
gelegen haben, einzureichen und zu begründen. An- 
tragsberechtigt ist, wer das Kraftwerk am 31. De- 
zember des Jahres betrieben hat, für das der Zu- 
schuß gewährt werden soll. 

(6) Die Gewährung des Zuschusses kann für die 
Zukunft nur dem Grunde nach und nur zugunsten 
des jeweiligen Antragsberechtigten zugesagt wer- 
den. Die Zusage soll die Maßstäbe angeben und 
erläutern, die bei der Festsetzung der Höhe des 
Zuschusses bestimmend sein werden. 

§ 2 

(1) Der Einsatz von Heizöl bedarf 

1. in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb genom- 
menen Anlagen eines Kraftwerkes in der 
Zeit vom 1. Juli 1966 bis zum 30. Juni 
1976 und 

2. in neu errichteten Kraftwerken oder lei- 
stungssteigernden Anlagen eines Kraft- 
werkes, die in der Zeit vom 1. Juli 1966 
bis zum 30. Juni 1971 in Betrieb genom- 
men werden, bis zum Ablauf des Kalen- 
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derjahres, in dem das zehnte Betriebsjahr 
endet, 

der Genehmigung. 

(2) Absatz 1 gilt nicht 

1. für den Einsatz von Heizöl 

a) in Kraftwerken, in denen vor dem 
1. Juli 1966 nach der Art ihrer Anlagen 
andere Brennstoffe als Heizöl nicht ein- 
gesetzt werden konnten, 

b) in vor dem 1. Juli 1966 in Betrieb ge- 
nommenen Anlagen eines Kraftwerkes, 
der die Referenzmenge nicht über- 
schreitet, 

c) in Kraftwerken unter zehn Megawatt 
Nennleistung; 

2. für diejenige Menge an Heizöl, 

a) die aus technischen Gründen zu Zünd- 
zwecken oder zur Stützfeuerung einge- 
setzt werden muß, 

b) deren Einsatz vorübergehend aus- 
schließlich aus Gründen der Luftrein- 
haltung behördlich angeordnet ist. 

Referenzmenge ist die in dem Kraftwerk in der Zeit 
vom 1. Januar 1965 bis zum 31. Dezember 1965 ein- 
gesetzte Heizölmenge. Ist das Kraftwerk erst nach 
dem 1. Januar 1965, jedoch vor dem 1. Juli 1966 in 
Betrieb genommen worden, so wird auf Antrag als 
Referenzmenge diejenige Menge an Heizöl festge- 
setzt, die mutmaßlich eingesetzt worden wäre, wenn 
das Kraftwerk in der Zeit vom 1. Januar 1965 bis 
31. Dezember 1965 betrieben worden wäre. 

(3) Die Genehmigung ist zu erteilen, soweit der 
Einsatz von Gemeinschaftskohle 

1. dem gesamtwirtschaftlichen Interesse im 
Einzelfall widerstreiten würde; 

2. wirtschaftlich unzumutbar wäre, es sei 
denn, die Unzumutbarkeit beruhte darauf, 
daß in dem Kraftwerk nach der Art seiner 
Anlagen ein höherer Einsatz von Gemein- 
schaftskohle nicht möglich ist und eine 
andere Einrichtung der Anlagen wirt- 
schaftlich zumutbar gewesen wäre; 

3. in neu errichteten Kraftwerken oder lei- 
stungssteigernden Anlagen eines Kraft- 
werkes, die in der Zeit vom 1. Juli 1966 
bis zum 30. Juni 1971 in Betrieb genom- 
men werden, gegenüber dem Einsatz von 
Heizölmehrkosten verursacht, die durch 
die Zuschüsse nach § 1 nicht ausgeglichen 
werden, es sei denn, der fehlende Aus- 
gleich der Mehrkosten beruhte darauf, daß 
die steuerlichen Vorteile aufgrund des 
Gesetzes zur Förderung der Verwendung 
von Steinkohle in Kraftwerken vom 
12. August 1965 (Bundesgesetzbl. I S. 777) 
nicht ausgenutzt werden. 

In anderen Fällen ist die Genehmigung zu erteilen, 
soweit der Einsatz des Heizöls die Erhaltung des in 
§ 1 Abs. 1 bezeichneten Anteils der Gemeinschafts- 


kohle an der Erzeugung elektrischer Energie nicht 
gefährdet. 

(4) Die Genehmigung kann befristet, inhaltlich 
beschränkt erteilt sowie mit Bedingungen oder Auf- 
lagen verbunden werden, soweit dies erforderlich 
erscheint, um den in § 1 Abs. 1 bezeichneten Anteil 
der Gemeinschaftskohle an der Erzeugung elek- 
trischer Energie zu erhalten. 

(5) Die Entscheidung nach Absatz 2 Satz 3 und 
Absatz 3 trifft das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft. 

§ 3 

(1) Beim Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
wird ein Beirat gebildet. Er berät das Bundesamt 
für gwerbliche Wirtschaft bei der Durchführung des 
Gesetzes. 

(2) Der Beirat besteht aus zehn Mitgliedern; der 
Bundesminister für Wirtschaft beruft sie auf die 
Dauer von zwei Jahren, und zwar drei Mitglieder 
auf Vorschlag des Bundesrates, drei Mitglieder auf 
Vorschlag des Bundesverbandes der Deutschen In- 
dustrie e. V. und je ein Mitglied auf Vorschlag der 
Vereinigung Deutscher Elektrizitätswerke, der Ver- 
einigung Industrieller Kraftwirtschaft, der Wirt- 
schaftsvereinigung Bergbau e. V. und des Mineral- 
ölwirtschaftsverbandes. Die Mitglieder können ihr 
Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem 
Bundesminister für Wirtschaft jederzeit niederlegen. 

(3) Die Mitglieder üben ihre Tätigkeit ehrenamt- 
lich aus, 

(4) Die Sitzungen des Beirats werden vom Präsi- 
denten des Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft 
oder von dem von ihm bestimmten Beamten einbe- 
rufen und geleitet. 

§ 4 

(1) Das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
kann von demjenigen, der ein Kraftwerk betreibt, 
die Erteilung von Auskünften und die Vorlage von 
Unterlagen verlangen, soweit dies erforderlich ist, 
um die Einhaltung dieses Gesetzes zu überwachen. 

(2) Die vom Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft beauftragten Personen sind befugt, zu dem in 
Absatz 1 genannten Zweck gewerbliche Grundstücke 
und Geschäftsräume des Auskunftspflichtigen zu be- 
treten, dort Besichtigungen vorzunehmen und in die 
geschäftlichen Unterlagen Einsicht zu nehmen. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrecht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 5 

Wer ein Kraftwerk betreibt, in dem vor dem 
1. Juli 1966 Heizöl eingesetzt worden ist, hat dem 
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Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft bis zum 

1. Oktober 1966 anzuzeigen, 

1. ob in dem Kraftwerk vor dem 1. Juli 1966 
nach der Art seiner Anlagen andere Brenn- 
stoffe als Heizöle nicht eingesetzt werden 
konnten, oder 

2. welche Mengen an Heizöl er neben anderen 
Brennstoffen in der Zeit vom 1. Januar 1965 
bis zum 31. Dezember 1965 in dem Kraftwerk 
eingesetzt hat. 


§ 6 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in seiner 
Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter einer 
mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes betrauten 
Behörde oder als Mitglied des Beirats bekanntge- 
worden ist, unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis 
bis zu einem Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer 
dieser Strafen bestraft. 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis, namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Voraus- 
setzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, un- 
befugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 
verfolgt. 


§ 7 


zwanzigtausend Deutsche Mark und die fahrlässige 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 2 bis 4 mit 
einer Geldbuße bis zu zehntausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 


§ 8 

(1) Die Bußgeldvorschriften des § 7 gelten auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs, als vertretungsberechtigter Gesellschafter 
einer Personenhandelsgesellschaft oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Betriebes oder eines Teiles des Betriebes eines 
anderen beauftragt oder von diesem ausdrücklich 
damit betraut ist, in eigener Verantwortung Pflich- 
ten zu erfüllen, die dieses Gesetz auferlegt. 


§ 9 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Proku- 
rist einer juristischen Person oder als vertretungs- 
berechtigter Gesellschafter oder als Prokurist einer 
Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungswidrig- 
keit nach § 7 Abs. 1, so kann auch gegen die juri- 
stische 'Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden. Die Geldbuße ist 
nach § 7 Abs. 2 und 3 zu bemessen. 


(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Heizöl als Brennstoff 
in Kraftwerken ohne die erforderliche Ge- 
nehmigung einsetzt; 

2. entgegen § 4 Abs. 1 eine Auskunft nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder Unterlagen nicht oder nicht vollstän- 
dig vorlegt; 

3. entgegen § 4 Abs. 2 das Betreten von 
Grundstücken oder Geschäftsräumen, die 
Vornahme von Besichtigungen und die 
Einsicht in geschäftliche Unterlagen nicht 
duldet; 

4. entgegen § 5 eine Anzeige nicht, nicht 
richtig, nicht vollständig oder nicht recht- 
zeitig erstattet. 

(2) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 kann mit einer Geldbuße bis zu ein- 
hunderttausend Deutsche Mark und die fahrlässige 
Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nr. 1 mit einer 
Geldbuße bis zu fünfzigtausend Deutsche Mark ge- 
ahndet werden. 

(3) Die vorsätzliche Ordnungswidrigkeit nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 bis 4 kann mit einer Geldbuße bis zu 


(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt, das die juristische Person 
oder die Personenhandelsgesellschaft für die Ord- 
nungswidrigkeit empfangen hat, und für den Ge- 
winn, den sie aus der Ordnungswidrigkeit gezogen 
hat. 


§ 10 

Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten ist das Bundes- 
amt für gewerbliche Wirtschaft. Es entscheidet auch 
über die Abänderung und Aufhebung eines rechts- 
kräftigen, gerichtlich nicht nadigeprüften Bußgeld- 
bescheides (§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten). 

§ 11 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 12 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1966 in Kraft. 
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